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Unser aktuelles Interview

Amnestie abgeschlossen — was nun?
Der Generalstaatsanwalt der DDR gibt Antwort

In seinem Bericht an die 5. Ta­
gung des Zentralkomitees der 
SED würdigt das Politbüro die 
ordnungsgemäße Durchfüh­
rung der allgemeinen Am­
nestie des Jahres 1987, mit der 
auch jenen Bürgern eine 
Chance gegeben wurde, sich 
wieder in das gesellschaftliche 
Leben einzuordnen, die sich 
gegen die Gesetze der DDR 
vergangen haben.

Einige Fragen, die sich um 
diese Amnestie ranken bzw. 
die Aufgaben der staatlichen 
Organe und der gesellschaft­
lichen Kräfte in der Zeit da­
nach betreffen, beantwortete der Kandidat des Zentralkomi­
tees der SED und Generalstaatsanwalt der DDR, Günter 
W e n d l a n d ,  in einem Gespräch mit Chefredakteur 
Dr. Gerhard Steffens.

Genosse Generalstaatsanwalt, unter der Überschrift „Allge­
meine Amnestie — Ausdruck von Rechtssicherheit und Hu­
manismus“ äußerten Sie sich in Heft 10/87 unserer Zeitschrift 
zu Inhalt und Bedeutung der am 17. Juli 1987 aus Anlaß des 
38. Jahrestages der Gründung der DDR beschlossenen Am­
nestie, die als die umfassendste in der bisherigen Geschichte 
unseres Staates bezeichnet wird. Würden Sie bitte einleitend 
auf diesen Aspekt eingehen?

Diese allgemeine Amnestie ist nicht nur als die umfassendste 
zu bezeichnen, sie ist entsprechend dem vom Staatsrat der 
DDR gestellten Auftrag auch so durchgeführt worden. Dafür 
spricht u. a. vor allem das Ergebnis: 24 621 Personen wurden 
aus dem Strafvollzug entlassen, bei 2 741 zu Freiheitsstrafen 
Verurteilten wurde die Strafe nicht vollstreckt, und bei 
1 753 Personen, die sich in Untersuchungshaft befanden, wurde 
das Strafverfahren eingestellt. Außerdem wurde bei 311 Per­
sonen die lebenslängliche Freiheitsstrafe auf 15 Jahre herab­
gesetzt.

Doch wir haben andererseits auch — dem Beschluß des 
Staatsrates folgend — einen bestimmten Personenkreis von 
der Amnestie ausgenommen. Es handelt sich neben den wegen 
Spionage oder Mordes Verurteilten vor allem um jene, die 
wegen Nazi- und Kriegsverbrechen oder Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit zur Verantwortung gezogen wurden. Das ist- 
übrigens nicht neu; auch frühere Amnestien schlossen diesen 
Personenkreis ausdrücklich aus. Unser Staat fühlt sich zutiefst 
dem Schwur der antifaschistischen Widerstandskämpfer von 
Buchenwald zur Bestrafung der Verbrechen des Naziregimes 
verpflichtet. Ich betone das, weil es ja entgegen ausdrück­
lichen völkerrechtlichen Verpflichtungen auch Staaten gibt, 
die das nicht so handhaben.

Sie erwähnten die Freiheitsstrafen. Wie verhält es sich bei 
den anderen Straf arten?

Selbstverständlich ist auch in diesen Fällen der Amnestie­
beschluß wirksam geworden, d. h. soweit sie noch nicht ver­
wirklicht waren, wurden alle Strafen ohne Freiheitsentzug 
(Verurteilung auf Bewährung, öffentlicher Tadel und Geld­
strafe — gleich ob als Haupt- oder Zusatzstrafe verhängt) von 
der Amnestie erfaßt. Andere Zusatzstrafen allerdings -r- sowie

vor der Amnestie gerichtlich angeordnete Maßnahmen der 
Wiedereingliederung — bleiben bestehen.

Und wie steht es um den Schadenersatz?

Schadenersatz ist natürlich voll zu begleichen. Ich sehe darin 
sogar einen elementaren Beweis dafür, wie die Chance der 
Amnestie vom einzelnen genutzt wird. Die Justizorgane ha­
ben übrigens in vorbildlicher Weise gerade hier die Vielfalt 
der rechtlichen Formen ausgeschöpft, um den Geschädigten 
schnell und unbürokratisch ihre Ansprüche zu sichern.

Nun lag doch zwischen der Verkündung und dem Inkraft­
treten der Amnestie eine etwa zweimonatige Spanne. Wirkte 
sich dgs auf die Kriminalitätsentwicklung aus?

Diese Frage hat manche Gemüter bewegt, übrigens auch im 
Ausland. Es war ja wirklich ungewöhnlich, praktisch einige 
Monate straffreies Händeln zu bescheren, das hatten frü­
here Amnestien auch noch nicht geboten. Aber das Leben 
lehrte uns, es war kein ungerechtfertigtes Risiko. Die Tat­
sache, daß wir zu den zehn Ländern mit der niedrigsten Kri­
minalitätsrate zählen, daß es in der DDR kein organisiertes 
Verbrechertum und Bandenwesen gibt, daß schwere Krimi­
nalität nicht zum Alltag gehört, daß vielmehr eine gesell­
schaftliche Atmosphäre zur Einhaltung der sozialistischen Ge­
setzlichkeit verbreitet ist, ließ diese Zeitspanne „völlig nor­
mal“, d. h. ohne kriminelle Auswüchse oder negative Höhe­
punkte verlaufen. Natürlich schätzen wir die aufgetretene oder 
vorhandene Kriminalität nicht gering, im Gegenteil. Ich sehe 
aber in diesem Ablauf einen Beweis dafür, daß die Voraus­
setzungen für das Entstehen von Kriminalität in unserem so­
zialistischen Staat eingeengt sind, sich das Rechtsbewußtsein 
unserer Bürger entwickelt hat und die kluge, jahrzehntelange 
Politik unseres Staates unter Führung der Partei der Arbei­
terklasse zur Festigung der Rechtsordnung sich auch im 
Kampf gegen Kriminalität auszahlt. Das sind Tatsachen. Auf 
sie. kann unsere Partei- und Staatsführung voll, vertrauen. 
Auch das ist ein Zeichen dieser allgemeinen Amnestie.

Der beachtliche Umfang der Amnestie läßt die Frage nach 
den Auswirkungen aufkommen. Ich denke z. B. an die Straf­
gefangenen selbst, aber auch an die Anforderungen, die an 
die staatlichen Organe bei der Wiedereingliederung gestellt 
wurden.

Die Amnestie wurde vor allem deshalb reibungslos durchge­
führt, weil sich eine Vielzahl staatlicher Organe im engen 
Zusammenwirken mit gesellschaftlichen Kräften engagiert 
dafür einsetzte. Es gab die einheitliche Zielstellung, allen 
Amnestierten Arbeit und wohnungsmäßige Unterbringung als 
Grundvoraussetzung für eine wirksame gleichberechtigte und 
unvoreingenommene Wiedereingliederung zu sichern. Dazu 
können wir ja in der DDR auf eine schon seit den 60er Jah­
ren gesetzlich geregelte Verfahrensweise zurückblicken. Das 
Wiedereingliederungsgesetz vom 7. April 1977 war daher auch 
die verbindliche Grundlage während der Amnestie. Seine be­
sondere Wirkung erlangt es vor allem durch die breite Mit­
wirkung unserer Bürger in Betrieben und Wohngebieten bei 
seiner Realisierung. Ich verweise auf die Vielzahl der ehren­
amtlichen Betreuer und Helfer, die den Abteilungen Inneres 
der örtlichen Räte zur Seite stehen, aber auch die Arbeits­
kollektive und Einzelpersonen, die sich in echter Hilfe und 
Kameradschaft um die möglichst reibungslose Wiederein­
gliederung bemühen.

Das ist ein anschauliches Beispiel sozialistischer Demo­
kratie. So gesehen hatten wir natürlich gute Voraussetzungen 
für eine Amnestie dieser Dimension. Für Staaten imperialisti­
scher Prägung — wo Massenarbeitslosigkeit vorherrscht und


